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ABSCHNITT 1

Anwendungsbereich

§ 1 
Ziel der Ausbildung, Anwendungsbereich

(1) Alle Schulformen haben die Aufgabe, Schülerinnen und Schüler so zu fördern, 
dass Stärken weiter ausgebaut und Schwächen ausgeglichen werden. Individuelle 
Förderung ist Unterrichtsprinzip in allen Schulformen und Jahrgangsstufen.

(2) Diese Ordnung gilt für die Schülerinnen und Schüler der Grundschule und der 
Jahrgangsstufen 5 bis 10 der Stadtteilschule und des Gymnasiums, die gemäß 
den Anforderungen der Bildungspläne für diese Schulformen unterrichtet wer-
den. 

ABSCHNITT 2

Leistungsbewertung und Einschätzung  
überfachlicher Kompetenzen

§ 2 
Leistungsbewertung

(1) Gegenstand der Leistungsbewertung sind die schriftlichen, mündlichen und 
praktischen Einzelleistungen unter Berücksichtigung ihrer Anteile an der Gesamt-
leistung. Die Anforderungen und die Anforderungsebenen, auf die sich die 
Leistungs bewertung bezieht, ergeben sich aus den Bildungsplänen. 

(2) Für die Leistungsbewertung in Noten gelten folgende Notenstufen:

sehr gut (1) die Leistungen entsprechen den Anforderungen in 
besonderem Maß,

gut (2) die Leistungen entsprechen voll den Anforderungen,

befriedigend (3) die Leistungen entsprechen im Allgemeinen den 
Anforderungen,

ausreichend (4) die Leistungen weisen zwar Mängel auf, entsprechen 
aber im Ganzen noch den Anforderungen,

mangelhaft (5) die Leistungen entsprechen nicht den Anforderungen, 
lassen jedoch erkennen, dass die notwendigen 
Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in 
absehbarer Zeit behoben werden könnten,
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ungenügend (6) die Leistungen entsprechen nicht den Anforderungen, 
und selbst die Grundkenntnisse sind so lückenhaft, dass 
die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
könnten.

(3) In den Jahrgangsstufen 5 und 6 der Stadtteilschule werden die Leistungen im 
Unterricht und in den Zeugnissen mit der Note „gut“ (2) bewertet, wenn die er-
höhten Anforderungen der Bildungspläne erfüllt sind. Die Note „ausreichend“ (4) 
wird erteilt, wenn die Mindestanforderungen der Bildungspläne erfüllt sind.

(4) In den Jahrgangsstufen 7 bis 10 der Stadtteilschule beziehen sich die Noten 
entweder auf die erste Anforderungsebene der Bildungspläne (Grundlegende 
 Noten – G-Noten) oder auf die obere Anforderungsebene der Bildungspläne 
 (Erweiterte Noten – E-Noten). Die Note „ausreichend“ bezogen auf die erste An-
forderungsebene (G4) wird erteilt, wenn die Mindestanforderungen der ersten 
Anforderungsebene erfüllt sind. Die Note „gut“ bezogen auf die erste Anforde-
rungsebene (G2) wird erteilt, wenn die Mindestanforderungen der mittleren 
 Anforderungsebene erfüllt sind. Die Note „ausreichend“ bezogen auf die obere 
Anforderungsebene (E4) wird erteilt, wenn die Mindestanforderungen der oberen 
Anforderungsebene erfüllt sind. Die Note „sehr gut“ bezogen auf die erste Anfor-
derungsebene (G1) entspricht der Note „ausreichend“ bezogen auf die obere 
 Anforderungsebene (E4). Nicht ausreichende Leistungen bezogen auf die obere 
Anforderungsebene werden mit den Noten „gut“ bis „ungenügend“ bezogen auf 
die erste Anforderungsebene (G2 bis G6) bewertet. 

(5) In den Jahrgangsstufen 5 bis 10 des Gymnasiums beziehen sich die Noten auf 
die Anforderungen des Bildungsplans für die Sekundarstufe I des Gymnasiums. 
Die Note „ausreichend“ (4) wird erteilt, wenn die Mindestanforderungen erfüllt 
sind.

(6) Bei den Noten „gut“ (2) bis „mangelhaft“ (5) kann eine vorhandene Tendenz 
durch Zufügung eines Plus- oder Minuszeichens gekennzeichnet werden, bei der 
Note „sehr gut“ (1) durch Zufügung eines Minuszeichens. Dies gilt nicht für Zeug-
nisnoten in Abgangs- oder Abschlusszeugnissen. Kommt es für die Zuerkennung 
eines Abschlusses oder einer Berechtigung auf eine Note an, wird das Plus- oder 
Minuszeichen nicht berücksichtigt.

(7) In Abschlusszeugnissen sind die Noten gemäß Absätze 4 und 5 in abschluss-
bezogene Noten umzurechnen. Eine Umrechnung der Note „ungenügend“ (6) nach 
Absatz 4 in Noten, die sich auf den mittleren Bildungsabschluss beziehen sowie 
eine Umrechnung der Noten „sehr gut“ bis „ungenügend“ (1 bis 6) nach Absatz 5 
in Noten, die sich auf den ersten allgemeinbildenden Schulabschluss beziehen, 
erfolgt nicht. Für das Verhältnis der Noten nach den Absätzen 4, 5 und 6 zuein-
ander und die Umrechnung der Noten in abschlussbezogene Noten gilt die in 
Anlage 1 beigefügte Tabelle.
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§ 3 
Einschätzung der überfachlichen Kompetenzen

(1) Die Einschätzung der überfachlichen Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler bezieht sich auf die in den Bildungsplänen aufgeführten Einzelkompeten-
zen.

(2) Die Einschätzung wird den Schülerinnen und Schülern und ihren Sorgeberech-
tigten in Lernentwicklungsgesprächen nach § 7 dargelegt und erläutert. Soweit in 
den §§ 8 bis 10 eine Einschätzung auch im Zeugnis vorgesehen ist, richtet sich 
die Form nach den Vorgaben der zuständigen Behörde. Über die Einschätzung 
beschließt die Zeugniskonferenz auf Vorschlag der Klassenlehrkraft.

§ 4 
Bewertung bei fehlenden Leistungsnachweisen

(1) Können schriftliche oder mündliche Unterrichtsleistungen wegen Krankheit 
oder wegen eines sonstigen wichtigen Grundes nicht erbracht werden, so gibt die 
Schule der Schülerin oder dem Schüler Gelegenheit, nachträglich ihren oder sei-
nen Leistungsstand nachzuweisen, wenn dies für die Leistungsbewertung im 
Zeugnis erforderlich ist.

(2) Eine Krankheit oder das Vorliegen eines sonstigen wichtigen Grundes ist von 
der bzw. dem Sorgeberechtigten unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen der 
Schule sind bei Krankheit ein ärztliches oder schulärztliches Attest beziehungs-
weise bei Vorliegen eines anderen wichtigen Grundes andere geeignete Nachwei-
se vorzulegen. Die Feststellung, ob ein wichtiger Grund vorliegt, trifft die Schule.

(3) Wird ein im Unterricht geforderter Leistungsnachweis ohne wichtigen Grund 
nicht erbracht, so entspricht dies der Note „ungenügend“ (6 beziehungsweise 
G6). Können die Leistungen in einem Fach insgesamt nicht bewertet werden, weil 
Leistungsnachweise ohne wichtigen Grund nicht erbracht wurden, entspricht dies 
der Zeugnisnote „ungenügend“ (6 beziehungsweise G6) in dem Fach.
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§ 5 
Bewertung bei Täuschung und anderen Pflichtwidrigkeiten

Eine Schülerin oder ein Schüler, die oder der während einer schriftlichen Lerner-
folgskontrolle oder bei der Erbringung eines sonstigen im Unterricht geforderten 
Leistungsnachweises täuscht, zu täuschen versucht, bei Täuschungen oder 
 Täuschungsversuchen anderer hilft, schuldhaft die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung einer schriftlichen Lernerfolgskontrolle behindert oder sich weigert, eine 
Leistung zu erbringen, kann von der Fortsetzung der Bearbeitung der Aufgaben 
ausgeschlossen oder zur Wiederholung der Lernerfolgskontrolle bestimmt wer-
den. Wird die Schülerin oder der Schüler von der Fortsetzung der Bearbeitung der 
Aufgaben ausgeschlossen, ohne dass deren Wiederholung zugelassen wird, so 
gilt die jeweilige Leistung als nicht erbracht. § 4 Absatz 3 Satz 1 gilt entspre-
chend. Die Sätze 2 und 3 gelten auch, wenn die Täuschung erst nachträglich 
 entdeckt wird.

§ 6 
Nachteilsausgleich

Ist für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der zielgleich unterrichtet wird, 
infolge einer Behinderung oder einer besonders schweren Beeinträchtigung des 
Lesens und Rechtschreibens der Nachweis des Leistungsstands wesentlich er-
schwert, werden angemessene Erleichterungen gewährt. Als solche Erleichterun-
gen kommen insbesondere eine Verlängerung der vorgesehenen Arbeitszeit so-
wie die Zulassung oder Bereitstellung technischer oder didaktischer Hilfsmittel in 
Betracht. Die Gewährung von Erleichterungen wegen einer besonders schweren 
Beeinträchtigung des Lesens und Schreibens setzt in der Regel eine vorangegan-
gene mehrjährige Förderung voraus. Ferner muss die Beeinträchtigung in der 
 weiteren Ausbildung durch Hilfsmittel ausgeglichen werden können. Die Gewäh-
rung eines Nachteilsausgleichs lässt die fachlichen Anforderungen unberührt. Die 
Sätze 1, 2 und 5 gelten entsprechend für Schülerinnen und Schüler mit beson-
deren Schwierigkeiten im Rechnen bis Jahrgangsstufe 4 und für Schülerinnen, die 
wegen Schwangerschaft eines Nachteilsausgleichs bedürfen.


